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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(18. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Elften Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung 
der Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Elftes Rentenanpassungsgesetz — 11. RAG) 

— Drucksache V/3335 — 


A. Bericht des Abgeordneten Geiger 


Der Entwurf des Elften Rentenanpassungsgeset- 
zes ist in der 189. Sitzung am 17. Oktober 1968 dem 
Ausschuß für Sozialpolitik federführend und dem 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwiesen wor- 
den. Der Ausschuß für Sozialpolitik hat in seiner 
Sitzung am 18. Oktober 1968 das Elfte Rentenan- 
passungsgesetz beraten. 


Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung (§ 49 Abs. 1 und § 42 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes, § 71 des Reichsknappschaftsge- 
setzes) sind die Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen bei Änderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage durch Gesetz anzupassen. Das Elfte 
Rentenanpassungsgesetz tragt diesen Bestimmungen 
Rechnung. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung von Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 1968 
beträgt in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten 9196 Deutsche Mark gegen- 
über 8490 Deutsche Mark für Renten aus Versiche- 
rungsfällen des Jahres 1967 und in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung 9293 Deutsche Mark 
gegenüber 8580 Deutsche Mark im Jahre 1967. Sie 
hat sich damit von 1967 auf 1968 um 8,3 v. H. ver- 
ändert. Das Elfte Rentenanpassungsgesetz sieht vor, 
die Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherun- 


gen, die auf Versicherungsfällen des Jahres 1967 
und früher beruhen, um diesen Vomhundertsatz zu 
erhöhen. 

Nach § 579 der Reichsversicherungsordnung sind 
in der gesetzlichen Unfallversicherung die vom Jah- 
resarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen bei 
Veränderung der durchschnittlichen Bruttolohn- und 
-gehaltssumme durch Gesetz anzupassen. Die letzte 
Anpassung, die zum 1. Januar 1968 erfolgt ist, hat 
die Jahresarbeitsverdienste dem Stand der Entwick- 
lung am 1. Januar 1966 angepaßt. Die Veränderung 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme zwischen 1966 
und 1967 beträgt 3,3 v. H. Um diesen Vomhundert- 
satz werden die Geldleistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung nach dem Elften Rentenanpas- 
sungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1969 an für 
die Unfälle erhöht, die im Jahre 1966 oder früher 
eingetreten sind. 

Die Mehraufwendungen für die Anpassung der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
und der Geldleistungen aus der Unfallversicherung 


betragen: 

Rentenversicherung der Arbeiter .. 1461 Mio DM 

Rentenversicherung 

der Angestellten 757 Mio DM 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 147 Mio DM 

Unfallversicherung 66 Mio DM 

zusammen ... 2 431 Mio DM 
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Von den Mehraufwendungen gehen 147 Mio DM 
für die knappschaftliche Rentenversicherung zu La- 
sten des Bundes. Von den Mehraufwendungen der 
Unfallversicherung gehen 4 Mio DM zu Lasten des 
Bundes, 1 Mio DM zu Lasten der Länder, 1 Mio DM 
zu Lasten der Gemeinden. Im übrigen werden die 
Mehraufwendungen von den Trägern der Renten- 
versicherungen der Arbeiter, der Angestellten und 
der gesetzlichen Unfallversicherung getragen. 

Der Ausschuß hat sich einstimmig dafür ausge- 
sprochen, daß erreicht werden solle, die Renten 
einen Monat eher auszuzahlen als bisher, nämlich 
zum 1. Februar 1969. Nach Auffassung des Bun- 
despostministeriums ist eine solche Vorverlegung 
des Auszahlungstermins wegen der damit verbunde- 
nen Verkürzung der Vorbereitungszeit mit ganz er- 
heblichen verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten ver- 
bunden, erscheint aber möglich. 


Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

Die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

Zu §§ 1 bis 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitls schließen sich 
bis auf wenige Änderungen den entsprechenden 
Vorschriften früherer Rentenanpassungsgesetze an. 
Durch die Änderungen der §§ 2, 4 und 5 soll sicher- 
gestellt werden, daß folgende Änderungen des 
Finanzänderungsgesetzes 1967 bei der Anpassung 
der Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 1967 
und früher ebenso berücksichtigt werden wie bei 
den Zugangsrenten des Jahres 1968: Begrenzung 
der persönlichen Bemessungsgrundlage durch das 
Doppelte der allgemeinen Bemessungsgrundlage, 
Abschmeizung der Steigerungssätze in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung, Abbau des Lei- 


stungszuschlages zu den Knappschaftsausgleichslei- 
stungen. 

Die Vorschrift des § 7 Abs. 2 Satz 2 in der vom Aus- 
schuß beschlossenen Fassung soll sicherstellen, daß 
die nach § 28 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar gewährten Leistungen unabhängig 
von der zu dieser Vorschrift vertretenen unter- 
schiedlichen Rechtsauffassung, über die in abseh- 
barer Zeit eine Entscheidung des Bundessozial- 
gerichts zu erwarten ist, im Rahmen des Anpas- 
sungsverfahrens einheitlich behandelt werden. 

Zweiter Abschnitt 

Anpassung der Geldleistungen aus der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Zu §§ 9bis 11 

Zu den Vorschriften dieses Abschnitts sind keine 
Abänderungen vorgeschlagen worden. Er entspricht 
den entsprechenden Vorschriften dos Zehnten Ren- 
tenanpassiingsgesetzes. 

Dritter Abschnitt 

Gemeinsame Vorschriften 
und Schlußvorschriften 

Zu §§ 12 bis 16 

Die Vorschriften dieses Abschnitls entsprechen bis 
auf eine geringfügige Einfügung in § 12 Abs. 1 
Satz 1, durch die klargestellt wird, daß die Besitz- 
standsgarantie des Satzes 1 auch für die in § 2 Abs. 2 
genannten Renten gilt, dem Zehnten Rentenanpas- 
sungsgesetz. 

Die vom Ausschuß beschlossenen Änderungen die- 
nen der Klarstellung und haben auf die für die 
Rentenanpassung nach diesem Gesetz berechneten 
Aufwendungen keine Ausv/irkungen. 


Bonn, den 18. Oktober 1968 


Geiger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/3335 -- mit der 
Maßgabe, daß in § 5 Abs, 1 Satz 3 erster Halbsatz 
das Wort „Hinterbliebenen" durch das Wort „Hin- 
terbliebenenrenten" ersetzt wird und in § 7 Abs, 2 
der letzte Satz folgende Fassung erhält: 

„§ 2 Abs, 1 Satz 3 und § 5 Abs, 1 Satz 3 finden 
keine Anwendung, es sei denn, daß der Versiche- 
rungsfall im Jahre 1963 eingetreten ist.", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 18. Oktober 1968 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Geiger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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